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Tägliche Mittheilungen aus den Verhandlungen der Stande des Großherzogthums
Baden im Jahr 1833 .

IV0 ' 24 . Karlsruhe 24 . Juni.

XIV . öffentliche Sitzung der II . Kammer .

Karlsruhe , den 20. Juni 1833.

Präsident : Mittermaier .

( Fortsetzung .)

Das Princip , fährt der Berichterstatter ( Buhl ) fort , die Ge¬

werbe durch Erleichterung der Anschaffung der rohen Stoffe zu

heben und aufzumuntern , ist von der Regierung bereits in den

meisten niederen Eingangszollsätzen von rohen Stoffen zum Bedarf
der Gewerbe befolgt , die einseitige hohe Besteuerung eines rohen

Stoffes , den der eigene Boden in reicher Fülle liefert , soll ge¬
wiß nicht fortdauern ! Auch hat die hohe Regierung bereits

mehreren einzelnen Gewexbsunternehmern den Salzpreis für
das Salz zu ihrer Fabrikation noch unter dem im Gesetze

vorgeschlagenen Preis verwilligt , um inländische Industrie
dem Auslande weniger zinsbar zu machen und Gewerbe

hcrvorzurufen , die ohne dieses in unserem Lende nicht be¬

stehen würden .

Durch die Bewilligung der Herabsetzung des Salzpreises
für den Ackerbau und die Gewerbe erfüllen Sie , >vas der
von dem Abgeordneten Düttling er angezogcne englische
Finanzminister beabsichtigte ; Sie vermindern eine Steuer , um
die betreffenden Steuerpflichtigen in Stand zu setzen , mehr
Steuer zahlen zu können ; denn die Consumtion für die

menschliche Nahrung wird nicht , oder nur wenig zunehmen ,
aber für den Verbrauch durch die Gewerbe und den Acker¬
bau wird und muß er sich vermehren , und dadurch wird
wieder ausgeglichen , was einige Gewerbetreibende durch
die Herabsetzung gewinnen können , welche übrigens bei der
einmal Einzelnen gegebenen Verininderung gleiche Ansprache
auf dieselbe haben .

Der zweite Absatz des ersten Artikels bestimmt , daß der

Preis des Kochsalzes im Kleinverkauf drei Kreuzer für das

Pfund an keinem Orte übersteigen darf .

Durch diese Bestimmung ist für Fracht und andere Kosten
den Salzhändlern ein halber Kreuzer per Pfund oder 30 kr .

per Centner bewilligt , eine Betvilligung , die bei dem bis¬

herigen Verhältnisse ebenfalls bestand , und gegen welche
ihre Commission nichts zu erinnern hat , da dieses Verhältniß
einmal geordnet ist , und obschon durch nähere oder weitere

Entfernung einige Ungleichheit in der Frachtvergütung ent¬

steht , diese , ohne Unterschleifen Raum zu geben , nicht ver¬
mieden werden kann .

Wir tragen dcßwegen darauf an , die hohe Kammer möge
den zweiten Absatz des Art . 1 , „ der Preis des

„ Kochsalzes im Kleinverckauf darf 3 kr. für das

Pfund in keinem Ort übersteigen, " annehmcn .
Der dritte Absatz überläßt der Regierung , den Tag durch

Verordiumg zu bestimmen , an welchem die geminderten
Preise emtreten sollen .

Wenn die Stände das Gesetz annehmen , so wäre zu wünschen ,
daß dasselbe so schnell wie möglich in Wirksamkeit träte , beson¬
ders wenn die vorgeschlagene Zollcrhöhung zur theilweisen
Deckung des Ausfalls angenommen wird , da in diesem Fall
und durch die vorläufige Annahme des vierten Artikels , die

Zollerhöhung schon vom 29 . Mai an erhoben wird , während
die Salzsteuer fort entrichtet .wird , welche Doppelsteuer aufs

schnellste aufhören muß . Ihre Commission würde deswegen
für angemessen halten , daß durch einen Zusatz eine kürzest
mögliche Zeit für den Eintritt der Wirksamkeit dieses Ge¬

setzes bestimmt würde . Da aber zweckmäßig ist , daß die

Verminderung , aller Orten zugleich eintrete , und die Rück-



Vergütungen an Die Salzhändler vorbereitende Anordnungen

erfordern , und die Regierung durch ihren Regierungöcommissär

uns erklären ließ , „ daß sich der Tag der Wirksamkeit im Gesetz

nicht bestimmen lasse , wenn man ihn nicht unnöthig

Weithinaussehen wolle , „ woraus wir die Ueberzeugung

schöpfen , daß die hohe Regierung selbst den möglichst kurzen

Termin zum Eintritt der Wirksamkeit setzen will , so schlagen

wir vor , diesen Absatz unverändert anzunchmen ; auch tragen

wir darauf an , die hohe Kammer möge den letzten Absatz

des ersten Artikels , welcher also lautet :

„ Den zum Salzverkauf im Großen und Kleinen

berechtigten Salz Händlern wird auf jedes Pfund

ihres Vcrraths an jenem Tag vom Kochsalz ein

Kreuzer vergütet, " mit dem weiteren Zusatz : „ und vom

Viehsalz ein halber Kreuzer, " wclchervordem letzten

Wort „ vergütet " einzurücken wäre , anzunehmen .

Zur Begründung dieses Antrags dürfen wir wohl außer

der Bemerkung , daß wir es für billig halten , daß auch

der Abschlag auf das vorräthige Viehsalz dem Salzhändler

vergütet werde , nichts beifügen , da die Gründe in dem Re -

gierungsvorlrage aufs klarste die Billigkeit der Vergütung

für die Kochsalzvorräthe darthun , eine Vergütung für jene

des Viehsalzes aber auf den nämlichen Grundsätzen beruht . —

Wir gehen nun über zur Beantwortung der zweiten Frage :

ist die zur theilweiscn Deckung des Ausfalls vcrgeschlagene

Zollerhöhung das zweckmäßigste Mittel ; oder wenn es dieses

auch nicht wäre , sind keine Folgen bei . seiner Annahme zu

fürchten , welche gleich große oder vielleicht noch größere

Nachtheile hcrbeiführen würden , als die sind , die in der

hohen Salzsteuer selbst liegen ?

Daß ein bedeutender Ausfall durch die Verminderung des

Salzpreises um den vierten Theil des bisherigen entstehen

muß , ist ganz natürlich , das Ministerium der Finanzen be¬

rechnet denselben auf 366,000 fi . Die Commission von 1831

berechnete denselben von 218,000 Centner Kochsalz auf

363,333 fl . 20 kr . , ohne den Ausfall auf das Viehsalz zu

rechnen , hegte aber die Hoffnung , daß die durch niederen

Preis vermehrte Consumtion wenigstens die Hälfte des Aus¬

falls decken soll. Das Finanzministerium iheilt diese Ansicht

nicht , und rechnet nur auf eine Vermehrung des Verbrauchs
von 15,000 Centner . Obschon wir ebenfalls die Meinung

haben , daß der Verbrauch um mehr , als die von Seiten der

Regierung erwarteten Summen steigen werde , so können wir

uns doch nicht zu den Hoffnungen jener Ccmmisslon erheben ,
da wir den Mehrverbrauch , wie schon gesagt , hauptsächlich

nur durch den Ackerbau und einige Gewerbe erwarten ; denn

zur menschlichen Nahrung möchte er Lenkbarer Weise nur bei

ganz armen Familien varauszusetzen seyn.

Obschon wir , da die Berathung dieses Gesetzes aus schon im

Eingänge unseres Berichts angegebenen Gründen vor der

Prüfung des Budgets vorgenommen werden mußte , nicht

bestimmt wissen können , ob und welche Ueberschüffe oder

Ersparnisse etwa zur Deckung dieses Ausfalls verwendet

werden können , so haben wir doch die Voraussicht einerseits ,

daß ohne einen starken Zuschuß auf jeden Fall derselbe nicht

gedeckt werden kann , und andererseits , daß , wenn je noch

Ueberschüffe sich zeigen würden , diese zu anderen sehr nöthi -

g en Erleichterungen verwendet werden können , worunter wir

nur die große Operation der Zehentablösung , die Liegen-

schaftsaccise , die Ohmgeldssteuer nennen .

Ihre Commission hat daher die Ueberzeugung , und Sie

werden diese mit ihr theilen , daß die Verminderung der Salz¬

steuer ohne Einführung einer neuen Auflage oder Erhöhung

einer bestehenden , da der Ausfall mit Zuzug desjenigen der

Ausgangszölle , wenn die Aufhebung derselben angenommen

wird , die Summe von 112,000 fl . erreicht , nicht ausgeführt

werden kann .
Die hohe Regierung hat zu dieser Deckung , »cbst jener

Summe , welche die am vorigen Landtage jedem Steuerpflich¬

tigen abgeschriebenen 300 fl . Steuercapital abwerfen , die im

Art . 3 des Gesetzes vorgeschlagene Erhöhung der Eingangs -

z
'
ollsätze von den am meisten consunrirt werdenden ausländi¬

schen , zur Gattung der Commestibilien oder als Nahrung

verzehrbaren Gegenständen und den ausländischen Erzeugnissen

stark verbraucht werdender Gegenstände der Industrie , gewählt ,

da dazu keine Mittel durch das Budget geboten würden , indem

dieselben alle für andere Bedürfnisse , insbesondere für die

Zehentablösung in Anspruch genommen seven.

Der Berichterstatter führt
'

jetzt im Auszuge die Gründe an,

welche die Regierungscommissärc in der in Nr . 3 der Landtags¬

zeitung mitgethcilten Rede als ' Motive des Art . 3 geltend

gemacht haben , und fährt dann fort : Meine Herren ! bei der
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Prüfung dieses Artikels stand lebhaft der Warnnngsrnf des

Herrn Finanzminifters vor unserem Auge , den er bei den

Verhandlungen über die Verminderung der Salzsteuer im Jahre

1831 aussprach , als er sagte : „ im Steuersvstem ist schnell etwas

abgeändert , allein wir werden nicht auf einem Landtage

Steuern abschaffen, und auf dem andern neue dccretiren wollen ."

Wir prüften deßwegen diesen Theil des Entwurfs auf das Ge -

lvisscnhafteste nach allen Richtungen , und erwogen , da einmal von

uns erkannt wurde , daß es angemessen sey, die Salzsteuer , wenn es

nöthig , mittelst einer anderen Auflage herabzusetzcn : Ob nicht

irgend noch nicht oder zu wenig besteuertes Vermö¬

gen zu finden wäre , auf welches gerechterermaßen eine Auflage

gelegt werden könnte , als die vorgcschlagene Zcllerhöhung ?

Diese Nachforschungen führten uns auf die so oft und vielseitig

angeregte Kapitaliensteuer , welche so viele Vertheidiger neuerer

Zeit gefunden hat , und welche so anziehend wird durch die

oft ausgestellte Ansicht , daß eine Masse von Besitzern , welchen

das jetzige Princip der Staatshaushaltungen , das Anlehcns -

system einerseits und die Noth der Grundbesitzer und der

arbeitenden Klasse andererseits täglich ihren Reichthum ohne

alle Mühe von ihrer Seite mehrt , die einen großen Theil der

Staatseinkünfte in den empfangenden Zinsen an sich ziehen , in

neuen Anleihen aufhäufen , wegen der Leichtigkeit, ihre Gelder

in Staatspapicren zu verwenden und zu bewegen , dieselben

dem Bereiche der Agricultur und Industrie entziehen und

dadurch die Verlegenheit derselben vermehren ; — daß die Last

der Abgaben auf den Pächtern jenes Besitzthums , der Kapita¬

lien , ruhe , während die Eigner desselben frei von Lasten blieben .

Allein wir überzeugten uns , daß , so viele Wahrheit darin liegt ,

daß es nicht gerecht ist , diese Klasse der Besitzenden von allen

directen Steuern frei zu lassen , es doch die Gebrechen des

jetzigen Steuersystems vermehren würde , wenn man demselben

jetzt auch noch eine Capitaliensteuer aufpfropfen wollte . Eine

Radicalreform des Steuerwesens , begründet auf den Ertrag des

Vermögens , bestehe es in liegendem Besitzthum , in beweglicher

Habe oder productiver Kraft , kurz eine Einkommenssteuer im

wahren Sinn allein kann die Ungleichheiten möglichst ebnen ;

dieses System wird dann ergriffen werden , wenn es in die

öffentliche Meinung , von der Zeit gereift , übergegangen ist, bis

dahin aber mag es angemessen seyn , den Auflagen jene Richtung

zu geben , daß sie einestheils die Früchte des Bodens und der

Arbeit möglichst gleichheitlich besteuern , und rücksichtlich des Ver¬

brauchs den freiwilligen Verbrauch mehr belasten , als den ge¬

zwungenen , wodurch sie eine indirecte Einkommenssteuer wer¬

den , da zu vermuthen , daß freiwilliger Verbrauch sich nach
dem Einkommen richte . Die Regierung hatte bei Aufnahme
des dritten Artikels des Gesetzes die gleichen Ansichten iiber

die Besteuerung des Verbrauchs , wie sie aus den Ihnen vorge¬

tragenen Motiven vernommen haben . Wir fanden in denselben

die Resultate umsichtiger Ueberlegung , und müssen die Aus¬

wahl der Deckungsmiltel eine sowohl weise als glückliche

nennen .

Bedenklichkeiten , die sich allerdings gegen dieselbe erheben

lassen, Bedenklichkeiten von Wichtigkeit sind :

1 ) Die allgemeine , sich vor jeder neuen Steuer oder Steuer -

erhöhung zu hüten , wenn nicht dringende Verhältnisse oder

Noth sie gebieten .
Beide Bedingnisse liegen aber hier vor , dringend ist die

Verminderung des Salzpreises geboten durch die bestimmte

Voraussicht , daß sie von den Nachbarstaaten in Anwendung

gebracht wird . Nothwendig ist sie , weil die Salzsteuer als

höchst ungleich drückend einmal anerkannt , und dies Anerkennt -

niß laut ausgesprochen ist , und die Bedenklichkeit wird gemin¬
dert , durch die Gewißheit , daß keine Steuererhöhung im Gan¬

zen im Anträge ist , sondern nur eine , bei der Unmöglichkeit
des gänzlichen Nachlasses , räthliche Ilebertragung einer Con -

sumtionsstcuer von einem gezwungenen Verbrauchsgegenstande

auf eine Anzahl anderer , größtentheils freiwilliger Verbrauchs¬

gegenstände , das heißt , Gegenstände , deren Verbrauch

geschehen oder unterlassen werden kann , durch welche mehr auf

die vermögliche Klasse gegriffen wird .

2) Gehört unter die wesentlichen Bedenklichkeiten , daß das

bisher als für unser Land unter den gegebenen Verhältnissen

so vortheilhafte , von unserem Herrn Minister der Finanzen oft

mit Wärme vertheidigte System niederer Zölle verlassen werde ,

wodurch die Gefahr entstehe , daß die Einnahme sich mindere ,
und durch den Reiz zu Einschwärzungen eine gefährliche Demo¬

ralisation herbeigeführt werde . Diese Bedenklichkeiten wären ,
wenn sie in der Wirklichkeit gänzlich gegründet wären , von

solcher Wichtigkeit , daß Ihre Commission Ihnen anrathen müßte ,
den ganzen Artikel zu verwerfen . Allein so sehr es zu wünschen
wäre , daß diese Erhöhung der Zölle vermieden , und eine

andere zweckmäßige Steuer aufgefunden werden könnte , so ist

die Erhöhung nicht von der Art , daß sie sich als Verlassung

des bisherigen Systems niederer Zölle characterisire . Denn eine

Abgabe von zwei Kreuzern auf ein Pfund Kaffe , von einem
*



Kreuzern auf ein Pfund Reis , von sechs Kreuzern auf ein Pfund

Tuch , ist keine hohe , keine drückende .

Möglich , aber nicht wahrscheinlich ist , daß der Verbrauch

sich bedeutend wegen der im Grunde mäßigen Erhöhung
mindern werde . Wäre dieses wirklich der Fall , so würde es

auf die Einnahme keinen reellen Nachtheil haben , da der

unterlassene Verbrauch dieser Gegenstände durch den anderer

inländischer ersetzt würde -, welche direct oder indirect vielleicht
höher besteuert sind. Einschwärzungen fanden , wie Sie

vielfach gehört haben , .bei den bisherigen Zöllen Statt ,
und werden also Lenkbarer Weise bei den erhöhten inehr

versucht werden . Ob eine große Vermehrung der Demo¬

ralisation mit Recht hier zu fürchten , steht noch in Frage ,
da sich einwenden laßt , daß bei der mäßigen Erhöhung nur

Wenige einfchwärzen werden , welche sich diesem Geschäfte
nicht schon ergeben haben , und überdies wird die Regierung

zum Schutze der rechtlichen Staatsbürger , die sich nicht den

rechtmäßigen gesetzlichen Steuern entziehen , Mittel ergreifen
können , um die List ungerechter Gewinnsucht imschädlich zu
machen . Dagegen laßt sich mit großer Wahrscheinlichkeit
erwarten , daß , wenn die Salzsteuer in den benachbarten
Staaten herabgesetzt würde , ohne bei uns ebenfalls herab¬

gesetzt zu seyn , eine, sehr ausgedehnte Einschwärzung Statt

siudcn , folglich eine große Demoralisation einreißen würde ;
da nach psychologischen Erfahrungen eS gewiß ist , daß ein

Reiz in dem Menschen liegt , Steuern , wenn sie von der

öffentlichen Meinung einmal verdamnit sind , feindlich zu
bekriegen , und sich berechtigt , wenigstens entschuldigt zu
halten , sie auf alle Weise zu umgehen .

Meine Herren ! Zum Beweise der Richtigkeit unserer Be¬

fürchtungen erinnern wir Sie nur an die Salzcordone .
Die militärische Gewalt selbst konnte die Einschwärzung

nicht hindern , nur ein Vertrag unter den Eignern der
Salinen hob das Uebel . Durch diese Betrachtung ist - unsere
dritte ausgestellte Frage ebenfalls bejahend beantwortet , sie
bedarf wohl keiner weiteren Ausführung . Einer weiteren

Bedenklichkeit , daß der Zwischenhandel durch die Erhöhung
der Zölle nachtheilig gestört werde , ist in der Darstellung
der - Regierungscommission entgegnet . Dem Zwischenhandel
ist in der Einrichtung der Lagerhäuser eure gebührende
Stütze gegeben , indem der Handelsmann dort - seine Güter ,
ohne die Eonsumtionsgeöührerr , zahlen - zu dllrfcn , zum Absatz
ins Ausland lagern kann und ihm freisteht , bei Gelegenheit
dazu , hierüber zu verfügen .

Ihre Commission hält , in Anbetracht der durch die Regie¬
rung entfalteten Gründe , und der dargestellten eigenen Be¬

trachtung , sich überzeugt , daß sie verpflichtet sei , die indem
Art . 3 . vorgeschlagcne Zollerhöhung als das zweckmäßigste
und wenigst belästigende Deckungsmittel zu erklären , und

Ihnen die Annahme des Art . 3 unverändert vorzuschlagen ,
zu welcher Ansicht und Antrag sie noch durch folgende Be¬

trachtung bestärkt wird , welche sie der Begutachtung über
die in dem zu Art . 3 gehörigen und einen Bestandthcil
desselben ausmachenden Tarif Nr . II . *) enthaltenen einzelnen
Waarengattungen und einzelnen Zollsätze vorausschickt .

Alle Erzeugnisse des heimischen Bodens und der Arbeit der

inländischen Industrie steuern zu den Bedürfnissen des Staates .
Die Erstem sind besteuert durch die Grundsteuer , den Zehnten ,
die indirecten Steuern selbst ; die Letztem durch die Häuser¬
steuer , die Versteuerung der Betriebskapitalien , die Versteuerung
des Verdienstes der Arbeiter und des persönlichen Verdienstes
des Unternehmers , und wieder durch die indirectc Steuer , in

so weit sie auf gezwungenem Verbrauch liegt .
Beide , die Erzeugnisse des Bodens und der Industrie , sind

vielfach beschwert und besteuert durch auswärtigen Zoll und

Consumtionsstcncrn . Es mag deßwegen der Gerechtigkeit ge¬
mäß seyn , ja sie fordert eS , daß fremde Erzeugnisse , die in

dem Lande verbraucht werden , einen Theil der Lasten über¬

nehmen , welche die Bedürfnisse des Staates Hervorrufen , und

die ohnedies auf dem eigenen Flciße allein lasten müßten .
Dies ist gerecht , so lange nicht das große Ausglcichungs -

kartel abgeschlossen ist , vermöge welchem in einem Staate

einmal versteuerte Maaren in dem andern nicht mehr versteuert
werden dürfen , nämlich die gegenseitige Zcllfreiheit . Wir

gehen nun auf den Tarif liber . Die in demselben zur Er¬

höhung vorgeschlagenen Artikel theilen sich in zwei Theile :

1 ) verzehrbare Erzeugnisse des Bodens und durch Fischerei

gewonnene ,
2 ) Erzeugnisse der Industrie in völliger Vollendung zum

Verbrauch .

Die Ersten ccncurriren , als Nabrungsinittel betrachtet , mir

den Erzeugnissen des Landes , die zu gleichem Gebrauch , der

Nahrung , dienen .
Die Zweiten , die Erzeugnisse der Industrie , ccncurriren mit

dem Gewerbfleiße des Landes und wirken zum Theil sehr ,

durch - Verhältnisse unterstützt , zur Niederdrückung desselben.

*) Mitgetheilt in Nr . 3 der Landtagszeitung S . 2S .
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Beide kennen , mit wenigen Ausnahmen , entbehrt , das heißt ,

durch inländische Erzeugnisse ersetzt werden , sie sind also keine

gezwungene Verbrauchsgegenstände .

Alle Verzehrbaren sind , mit Ausnahme einiger Gewürze , des

Zuckers und Kaffes , welche in einigen Gegenden zur Nahrung

auch des Armen geworden , in der Regel ein Verbrauch der Ver -

möglichen . Getheilter ist der Gebrauch der Gegenstände der

Industrie , hierunter sind viele , an deren Gebrauch auch der

minder Vermögliche Theil nimmt , diese können aber nicht aus¬

geschieden werden , und sind durch inländische Erzeugnisse zu

ersetzen. Immerhin ist der größere Verbrauch durch die Ver -

mcglichen . Wir müssen daher in jeder Rücksicht die Auswahl
als ganz den Vorgesetzten Absichten entsprechend , erklären . Wir

machten es uns zur Aufgabe , nachzusuchen, ob wir nicht Gegen¬

stände fänden , welche eher der Erhöhung unterworfen werden

sollten , um andere , allenfalls den Reis , frei geben zu können ,
aber wir fanden keine unter den verzehrbaren . Liqueure , Rhum
und Branntwein , die wir im Auge hatten , mußten wir wieder

aufgeben , da wir uns überzeugten , daß sic bereits einschließlich
der Accise einer sehr hohen Ccnsumtionssteuer unterworfen sind,
nämlich mit Zoll und Accis :

Branntwein in Fässern per Ohm . . . . 7 fl . 10 kr .

Kirschenwasser , Ruhm , Liqneure . . . . 9 fl . 40 kr .
in Krügen und Bouteillen per Centner Brutto 7 fl. 30 kr .

Wenige Gegenstände , welche mit den in dem Tarif aufgcnom -

menen in Verbindung stehen , werden wir Ihnen zur Aufnahme
in den Tarif verschlagen , nachdem wir Ihnen über die einzelnen
Tarifsätze Anträge gemacht haben werden , womit wir nun be¬

ginnen :

Zuerst ist Reis in dem Tarife aufgeführt mit einem Zollsatz

per Centner . 1 fl . 40 kr .

Der jetzige Zollsatz ist 50 kr. , folglich eine Erhöhung auf das

Doppelte , oder das Pfund von V* auf einen ganzen Kreuzer .

Obschon wir diesen Artikel in der Betrachtung , daß er oft als

Krankenkost dient , gern lvcggelassen und durch andere , nament¬

lich gebrannte Getränke erseht hätten , so mußten wir dieses aus

augegebenen Gründen aufgebcn , und der Hauptansicht zu Folge

müssen wir nun darauf antragen , diesen , als mit den inlän¬

dischen Nahrungsstoffen concurrirend , mit dem erhöhten Zollsätze
von 1 st. 40 kr. per Centner anzunehmcn , welches Sie um sc eher

thun werden , da eine Erhöhung von 1h kr . auf das Pfund den

Verbrauch nicht stören kann . Durch bte Nichtannahme würde

ein ziemlicher Ausfall entstehen, , da der Verbrauch in dem

Zwischenraum i' cnjl8 3% i auf 13 3Im , also einem Jahr , von

3257 Ctr . auf 8569 Ctr . gestiegen ist.
2) Seefische , frisch , getrocknet , gesalzen , ge¬

räuchert per Ctr . 1 fl . 40 kr .
Der jetzige Zollsatz dieser Gegenstände ist ebenfalls 50 kr . per

Centner ; die Erhöhung auf das Doppelte möchte um so weniger

bedenklich seyn , als die betreffenden Artikel rein freiwillige

Verbrauchssache großenthcils der vermögliche » Klasse sind , und

überdies die Erhöhung von 1h kr . auf das Pfund unbedeutend

ist ; wir tragen auf Annahme des Tarifsatzes , wie er gegeben , an .

3) Südfrüchte , frisch und getrocknet , Citronen ,

Pomeranzen rc. 3 fl . 20 kr .

Der jetzige Zollsatz ist 1 fl . 40 kr . , folglich die Erhöhung

dopppelt , und zwar von 1 kr . auf 2 kr . per Pfund . Auch diese

Gegenstände gehören zu der Kathegorie derjenigen Verbrauchs¬
artikel , die auf dem Tisch der Vermöglichern vorzüglich erschei¬
nen , bei denen die Erhöhung auf 2 kr . per Pfund ohne Störung
des Handels Statt finden kann . Wir tragen auf die Annahme
des Tarifsatzes an .

4) Zucker , Kaffe , Gewürze , gemeiner Ingwer ,

Pfeffer , Piment . 3 fl . 20 kr .

Früherer Zollsatz 1 fl . 20 kr . , Erhöhung 2 fl . per Centner

oder 1V- kr . per Pfund .
Die ersteren zwei Artikel , Ztlcker und Kaffee , sind in all¬

gemeinen Verbrauch übergegangen und diejenigen , welche in

größter Menge eingeführt werden , auf welche hauptsächlich bei

der Anschaffung der nöthigcn Deckungsmittel gerechnet wird ,
indem deren muthmaßliche Eirffuhr auf 75,000 Centner ange¬

nommen ist, eine Quantität , bei deren Annahme das Ministerium

der Finanzen sich nach unserm Dafürhalten keiner Gefahr eines

Deficits ausgesetzt hat , da nach den Einfuhrlisten
von 18 '" / .io die Einfuhr beider Artikel rund 93 >00 © Ctr .

- 18 3% i - - - - - 415,000 - --

- l » 31/ 32 -
'

- - - - 128,000 - -

betragen hat .

Wahr ist, daß in den letzten drei Jahren die größere Einfuhr

zum Theil in den mehrmaligen Gerüchten eines nahen Beitritts

zu Zollvereinen Grund hat . Allein auch die - zunebmende Eon -

sumtion bei niedern Preisen > besonders - des Zuckers , hat eben¬

falls viel zu dieser großen Einfuhr beigetragen , und nntd sie
ferner Hochhalten .

Kaffe und Zucker siitd Verbrauchsartikel , die nicht inechr aünti

zu jenen der Consumtion der Vermöglichen gerechnet ' weiden

dürfen , sie werden von allen Ständen verzehrt , anr meisten ' von
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den Vermöglichen , den Städtebewohnern und vielen Armen .

Der wenigste Verbrauch ist bei der untern Klasse des Mittelstandes

der Landbewohner .

Der Umstand , daß diese überseeischen Produkte zum Vedürfniß

der minder bemittelten Klasse der Städtebewohner und vieler

Armen des Landes geworden , deren Erhöhung ihnen den Ge -

winn aus der Salzvermindcrung absorbircn kann , könnte Be¬

denken erregen , für die höhere Besteuerung zu stimmen , allein

wenn man erwägt , daß der Genuß dieser ausländischen Nah¬

rungsmittel leicht durch inländische ersetzt werden kann , die

Vermehrung des Verbrauchs derselben in mehrfacher Beziehung

nicht unter die zu wünschenden gehört , und vor lange schon von

der öffentlichen Meinung zu denjenigen Gegenständen gezählt

wird , die am ersten einer indirekten Steuer unterworfen wer¬

den könnten , wenn das Bedürfniß es fordert , und der stärkere

Verbrauch immer der der Vermöglichen ist , so glauben wir die

Erhöhung des Tarifsatzes begründet , und tragen aus die An¬

nahme desselben an .

Die letzte Position des Tarifes enthält die Artikel der fremden

Industrie , deren Erhöhung er vorschlägt . Sie lautet :

Ledcrfabrikate . . \

Leinwand und leinene Maaren , Spitzen , I

Wachstuch . I
Baumwollenwaaren . \

Wollenwaaren und alles Gewebe von andern j
10 P er ®tr ‘

Thierhaaren . I

Seidenwaaren , Floret und halbseidene,Wachs - I

taffent . : )

Diese Position umfaßt eine große Menge Erzeugnisse der

Industrie , besonders aber diejenigen , welche in den uns um¬

gebenden Staaten , ausgenommen der Schweiz , sämmtlich mit

sehr hohen Zöllen belegt sind, wodurch unsere Erzeugnisse gleicher

Art von jenen Märkten ausgeschlossen und auf den inner »

Verkehr zurückgewiesen sind, und diese Verhältnisse hätten schon

längst gefordert , durch eine Erhöhung des Eingangszolls die

eigenen Gewerbe zu unterstützen , welches auch geschehen wäre ,
wmn die Regierung es für angemessen gehalten hätte , durch

einseitige Erhöhung das angenommene finanzielle Zollsystem

zu alteriren , wozu sie jetzt in erweitertem Maße durch den

Bedarf der in Frage liegenden Deckungsmittel veranlaßt ist.

Durch die Annahme der vorgeschlagenen Erhöhung , welche

3 st. SO kr. auf den Centner oder 2 kr. auf das Pfund be¬

trägt , welche sehr klein erscheint, wenn man bedenkt , wie

viel der meisten dieser Maaren auf ein Pfund geht , werden

Sic sich den Dank vieler bedrückter Gewerbetreibenden er¬

werben , welche oft die Bitte um Schutz an die Kammer rich¬
teten . Danken werden Ihnen besonders die sämmtlichen Schuster ,
die sich mit Fertigung sogenannter Marktarbeit beschäftigen ,
die Leinenweber , die Baumwollenweber , die Tuchfabrikanten

und besonders die armen Tuchmacher von Schönau , deren

klägliche Bitten um Schutz die Kammer , durch die Umstände

abgehalten , nicht berücksichtigen konnte .

Die Commission trägt in Erwägung all dieser Umstände auf

Annahme der Position nach ihrem ganzen Inhalte an .

Ihre Commission fand , daß mehrere Artikel , welche mit dem

in der letzten Position zur Erhöhung vorgeschlagenen in genauer

Verbindung stehen oder vielmehr aus Bestandtheilen derselben

bestehen , nicht mit diesen zugleich zur Erhöhung vorgeschlagen
wurden . Dies sind Kleidungsstücke , Weißzeug und Mode -

waaren . Es wäre nicht folgerichtig , wenn diese Gegenstände

mit dem alten Zollsätze belegt blieben , da alle Verhältnisse

eher eine Erhöhung über den Zollsatz der Fabrikate , aus denen

sie bestehen , forderten . Auch Sie werden dies anerkennen ,
und in dieser Voraussetzung tragen wir darauf an , die Hobe

Kammer möge beschließen , daß

Kleidungsstücke , Weißzeug neue und Modewaaren der

letzten Position des Tarifes II . angereiht , und folglich

der Zoll davon auf 10 st. per Centner erhöht werden soll.

Da Conditoreiwaaren unter den erhöhten Gegenständen

nicht aufgesührt sind, so würden dieselben auf dem alten Zoll¬

sätze stehen bleiben , und mit dem Zucker , dem rohen Stoffe ,

aus welchem sie gefertigt sind , auf - gleicher Höhe stehen .

Ihre Commission findet ebenfalls , der Conscquenz wegen, an¬

gemessen, daß diese Artikel einer Erhöhung unterworfen werden .

Die Größe der Erhöhung glaubten wir zweckmäßig bestimmt ,

wenn dieselbe auf 6 fl . 40 kr. gesetzt würde , welcher Satz

gleich ist mit dem Zollsatz für Chocolade , da bei beiden Ge¬

genständen gleiche Verhältnisse in jeder Beziehung vorhanden

sind . Mir tragen deßwegen darauf an , die hohe Kammer

möge beschließen , daß Conditoreiwaaren , Confituren

und zubereitete Spezereien in den Tarif H . aus¬

genommen und der Zollsatz auf 6 fl. 40 kr . bestimmt werde .

Ihre Commission vermißt ferner in dem Tarife Bestim¬

mungen über den Zoll derjenigen Maaren , welche mit dem

Postwagen eingeführt werden . Nach dem jetzigen Zollgesetze

sind für die Maaren , welche auf den Postwagen transportirt
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« erden , drei Tarifsätze aufgestellt , unter welchen alle ein-

gereihl sind :
1 ) Gegenstände der Literatur und Künste , als Bücher , Land¬

charten , Zeichnungen , Kupferstiche :c.
2) Consumtibilien mit ein Kreuzer per Pfund .
3 ) Alle übrigen declarirten und nicht declarirten Waaren vier

Kreuzer per Pfund .
Würden die Tarifsätze 2 und 3 nicht verändert , so würde

in vielen Fällen der Zweck , die Genüsse des Vermöglichen
höher zu besteuern , verfehlt werden , und die Zölle auf dem

Postwagen eingeführter Waaren niederer stehen, als jene , die

auf der Frachtfuhr eingeführt werden . Würde die zweite Rubrik :
Consumtibilien , nicht erhöhet , so blieben von der neuen

Belastung frei : Die Gansleberpasteten , die Truffes de Peri -

gord , die l ’ erdrix rouges , die Chapons de Presse ,
die Turbots , die Cabliau , die Austern , die Seekrebse rc. ,
während der Häring , an dem sich auch der Arme labt , die

erhöhte Steuer bezahlen muß . Wird die dritte Rubrik nicht
erhöht , so erreichen Sie mit der neuen Besteurung nicht einen

großen Thcil der Gegenstände des Lupus und des Putzes , Sie er¬

reichen nicht einen großen Tbeil kostbarer Seidenwaaren , nicht die
Kleider von den Kleiderkünstlern in Paris verfertigt , nicht die

Shawls und die Putzwaaren des Modehandels , der Bijouterie ,
welche fast ausschließlich auf dem Postwagen verführt werden .
Da Die diese gewiß alle erreichen wollen , so tragen wir darauf
an , daß in dem Tarife II . , rücksichtlich der auf dem Post¬
wagen eingeführten Waaren , die Bestimmungen vom 11 . Mai
1826 ausgenommen werden , jedoch die zweite Rubrik : Con -

sumtibilien von 1 kr . auf 2 kr. per Pfund ; — die dritte :
alle übrigen declarirten und nicht declarirten
Waaren , von 4 auf 6 Kreuzer erhöhet werde , wodurch
Sie die Zolle der auf dem Postwagen eingeführten Waarrn
mit jenen der auf den Frachtfuhren eingeführten , gleich¬
stellen . Dies sind die Zusätze , welche wir zu machen für
nöthig hielten . Wir würden noch mehrere Erzeugnisse der
Industrie zum Schutze empfoblen haben , wenn wir nicht
ebenfalls auf dem Wege zu bleiben , welchen das Finanzmi¬
nisterium betreten , für zweckmäßig gehalten hätten , nämlich
hauptsächlich nur die nöthige Deckung des Ausfalls anzu -
schaffen zu suchen . Weiler zu gehen , war uns nicht aufge¬
geben . Soll dieses geschehen , so kann es nur vermittelst einer
Revision des ganzen Zolltarifes , welche allerdings zu wün¬
schen wäre , ausgeführt werden .

( Fortsetzung folgt . )

XV . öffentliche Sitzung der II . Kammer .
Karlsruhe , den 22 . Juni 1833 .

Präsident : Mittermaier .

( Inhalt : Vorlage neuer Eingaben . — Gerbel ' s Anftagen . Ge¬
genstände der Gesetzgebung vetreffend , und Antwort vom geh .
Ref . Ziegler . — Buhl ' « Bericht über die Ausgangszölle . —
Discussion des Berichts von Herr ) .

Rutschmann , Herr , Kröll und Aschbach über¬
geben verschiedene Petitionen *) <

v . Tscheppe legt eine Petition der Gemeinde Schönach
( Amts Ueberlingen ) vor , die Bitte enthaltend , die Rechts¬
verhältnisse der Schupfledenleute durch ein allgemeines Ge¬
setz zu reguliren . Er führt aus drei Petitionen zum Be¬
weise der Nothwendigkeit eines solchen bald zu erlassenden
Gesetzes als auffallendes Beispiel den Fall der Familie Fen -
ker zu Schönach an . Der Vater habe ein Schupflehen
von der Stadt Ueberlingen besessen, bei seinem Tode 10 Kin¬
der hinterlaffen , die sich um Wiederbelehnung bei der Stadt
gemeldet hätten , aber damit zurückgewiescn worden seyen ,
worin eine schreiende Härte liege .

Buhl trägt den weitern Theil seines Berichts vor , de»
Gesetzentwurf über die Ausgangszölle betreffend . Die Com¬

mission schlägt die Annahme des Entwurfs ( d. i. des 2 . Ar¬
tikels desselben ) ebenfalls vor , mit wenig nicht wesentlichen
Abänderungen .

Gerbel erneuert seine früher gestellte Anfrage über ver¬

schiedene Gegenstände der Gesetzgebung und Gerichtsver¬
fassung .

Geh . Reserendür Ziegler antwortet in folgenden Aus¬
drücken ! „ Ich habe die Ehre die in der 10 . öffentlichen Si¬

tzung gemachte Zusicherung zu erfüllen , indem ich auf die
von dem Hrn . Abgeordneten Gerbel gestellte Anfrage er¬
kläre : Die Gesetzgebungscommission wird zur Berathung
der Entwürfe des Strafgesetzes und des Gesetzes über
das Verfahren in Stafsachen einberufen werden , so¬
bald der größtentheils bearbeitete Entwurf des das Verfahren
betreffenden Gesetzes gänzlich vorgelegt scyn wird . Die Ge¬

richtsverfassung betreffend , ist ein Entwurf auf die Grund¬

lage der Trennung der Justiz von der Administra¬
tion ausgearbeitet , der gegenwärtig zur Berathung einer
aus Mitgliedern der Ministerien der Justiz , des Innern und
der Gesetzgebungscommission ernannten Commission über¬

geben ist. Die große Wichtigkeit der Arbeiten , und die

Nothwendigkeit ihrer sorgfältigsten Prüfung machen es un -

thunlich , sie früher als bis zur künftigen Landtagsperiode
zu vollenden . Hiezu kommt noch eine wichtige Rücksicht auf
unsere finanziellen Verhältnisse . Die einirelenden Verände¬

rungen im Steuersysteme erfordern nämlich , daß die nächste
Landtagsperiode abgewartet werde , ehe neue mit bedeuten¬
den Kosten und fortwährender Erhöhung des Staatsauf¬
wands verbundene Einrichtungen getroffen werden ."

Gerbel glaubt , im Sinne der Kammer zu sprechen ,
wenn er sage , daß diese Antwort sehr ungenügend sey . Es

sey auf dem letzten Landtag der Beschluß gefaßt worden ,
daß die Administration von der Justiz getrennt und
Collegialität in erster Instanz eingeführl werden soll , so
daß man zu erwarten berechtigt gewesen sey , die Regierung
werde auf dem nächsten Landtage die entsprechende Vorlage
deßhalb machen , oder sie werde , was zu wünschen gewesen
wäre , schon vorher diese Einrichtung selbst provisorisch in

Wirksamkeit treten lassen . Nun sey aber durchaus nichts
geschehen , es sey die Zeit von dem einen Landtage zum an¬
deren so zu sagen verloren gegangen ! Es sey zwar richtig ,
daß die Gesetzgebungs - Commission nicht versammelt
worden , ob man gleich den Grund davon nicht kenne . Allein
es sey hier bloß die Rede von der Maaßregel der Trennung

*) Wir werten in den nächsten Blättern das vollständige Verzeichniß
der sämmtlichen dis dahin eingekommenen Petitionen mittheilen .
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der Justiz von der Administration und der Collegialität in

erster Instanz , also von einem Entwurf von einigen tztz ., wozu
man keiner Gesetzgebungscommission bedürfe , und gerade ,
weil diese nicht versammelt gewesen , hätten die Diener des

Justizministeriums um so mehr Zeit gehabt , den fraglichen
Entwurf auszuarbeiten . Er stellt die Bitte , daß die Vorlage
noch auf dem gegenwärtigen Landtag geschehen möchte , von
der Kammer erwartend , ob sie derselben beistimmen werde ,
erklärt dann sein abermaliges Bedauern darüber , daß der

Chef des Justizministeriums nichr anwesend sey. Es seyen
so viele Mängel und Mißbräuche dieses Ministeriums zur
Sprache zu bringen . Allein diese könnten nur gegenüber
dem verantwortlichen Ministerialchef vorgebracht werden .
Nach der Verfassung der Ministerien werde bureaukratisch
verfahren , wobei Manches geschehe , wovon das Collegium
nichts wisse. Der Chef eines jeden Ministeriums sey daher
verpflichtet / Rede zu stehen über Gebrechen und Mißbräuche
seiner Dienstführung , und er könne sich nicht dem Verdacht

entziehen , daß , wenn er keine Aufklärung ertheilen wolle ,
er sich nicht über seine Handlungsweise verantworten könne .
Es liege darin einiges Surrogat für den großen Mangel in

unserm constitutionellen Leben , daß wir nämlich noch kein

Gesetz über die Verantwortlichkeit der Minister hätten ,
oder wenigstens nur ein solches , welches keinem gleich
sehe. — Der Redner stellt endlich noch die weitere Frage ,
ob wohl über die Revision des Amtsrevisorats -

Wesens eine Vorlage zu erwarten sey . Er erinnert
an das , was seit 1819 auf allen Landtagen über den

wichtigen Gegenstand vorgekommen . Es sey aber eben¬
falls bis jetzt nichts geschehen und doch sey es ein höchst¬
wichtiger Gegenstand , der von keiner andern Behörde er¬

ledigt werden könne , als von diesem Ministerium . Er stelle
diese einzige Frage , weil andere seiner College » noch mehrere
daran reihen würden . Er erwarte die Antwort von dem

Herrn Chef des Justizministeriums . Würde übrigens eine

definitive Erklärung erfolgen , daß er nicht erscheinen wolle ,
so behalte er sich seine weitere Erklärung vor .

Schaaff theilt die Ansicht des Redners vor ihm im
Allgemeinen , was die Vorlage der Gesetze betreffe , - ist
aber abweichender Ansicht darin , daß er nicht glaubt , es
sey durchaus nothwendig , daß der Chef des Justizmini¬
steriums hier erscheine , indem es genüge , sobald dieses Mini¬
sterium hier durch ein anderes Mitglied repräsentirl sey . Eine
weitere Frage stellt er selbst an das Justizministerium , ob
wir nicht ein Gesetz zu erwarten hätten über das Verfahren
in Ehescheidungssachen ? Wir hätten in dieser Beziehung
die Eheordnung von 1807 , das neue Landrecht , zwei
Einführungsedicte , eine erläuternde Verordnung
von 1812 und dazu komme noch die neue Prozeßord¬
nung , wo die Ansichten verschieden seyen , ob sie in dieser
oder jener Beziehung auf die Ebescheibungsprozesse Anwen¬
dung finde oder nicht ? Er glaubt , es sey an der Zeit , daß
eine Revision dieser verschiedenen Bestimmungen statt finde ,
damit sie in ein einziges Gesetz zusammengefaßt würden , und
die Consusion wegfalle , die bisher in den Ehescheidungs¬
prozessen statt gefunden habe .

Geh . Ref . Ziegler erwidert auf die Anfrage des Abg .
Schaaff , daß bis jetzt noch keine Beschwerde von irgend
einer Behörde zur Kenntniß des Justizministeriums gekommen
sey , das Verfahren in Ehescheidungssachcn betreffend . Es
sey aber natürlich , daß , wenn die neue Gerichtsordnung
eingeführt , und Collegialität bei erster Instanz damit ver¬
bunden sey , eine Veränderung nothwendig Vorgehen müsse ,
nämlich die , daß die durch unsere besondere Verfügungen
eingetretene Abänderung des Landrechts , wornach jetzt der
Ehescheidungsprozeß als Polizeisache betrachtet und im Un¬

tersuchungsweg verhandelt werde , aufhöre , und im Allge¬
meinen die Verhandlung sich so gestalten müsse , wie sie das
Landrecht selbst bestimme , mit Anwendung der Prozeß¬
ordnung , soweit sie für jede Art des Verfahrens gelte . Der

Abg . Schaaff werde auch wissen , daß in der französischen
P >ocedurordnung nichts Eigenes über die Ehescheidungspro -

cesse bestimmt sey , sondern das Landrecht dabei gelte , welches
auch das unsrige sey , und ganz hergestellt werden würde ,
sobald Collegialität in erster Instanz bestehe , und nicht mehr
Einzelnrichter vorhanden seyen . Auf Gerbet ' s Frage in
der Hauptsache zu antworten , wolle auch er zuwarten , bis
die übrigen Mitglieder , die sich zum Sprechen erhoben , sich
ebenfalls ausgesprochen haben würden , sich vorderhand auf
2 andere Erwiederungen beschränkend . Zuerst in Betreff
des Frage - Rechts . Es sey dieß kein Recht , und die

behauptete Verbindlichkeit , Rede zu stehen , keine Ver¬
bindlichkeit , sondern eine Gefälligkeit . Solche
Verbindlichkeit sey nur vorhanden bei Motionen . Allein

gerne würden die Cominiffäre der Regierung überall ant¬
worten , wo sie dieß zu thun sofort im Stande seyen . Was
das Amtsrevisoratswesen betreffe , so sey es ebenfalls eine

Aufgabe der Gesetzgebungscommission , einen Entwurf vor¬
zulegen , wodurch die Verwaltung der freiwilligen Gerichts¬
barkeit regulirt werde . Die Gesetzgebungscommission sey in

ihren Ansichten kaum zweifelhaft gewesen , daß man No¬
tariate errichten soll , daß man der Theilungscommissäre wo

möglich nicht mehr bedürfe , sondern jeder tüchtige Arbeiter

selbstständig seyn soll . Es könnten aber nicht 20 Mitglieder
in der Gesetzgebungscommission seyn . Es seyen nur We¬

nige , von denen die meisten auch noch mit andern Geschäf¬
ten sehr belastet seyen , und dann könne man auch nicht auf
einmal alles Neue machen .

( Beschluß folgt .)

Tagesordnung der II . Kammer , für die Sitzung am Dienstag
den 25 . Juni früh 9 Uhr .

1 ) Beeidigung des AbgeordnetenWolfs

2) Maggs Motion , Errichtung eineS zweiten Schnllehrersemi -

nars betreffend .

3 ) Berichte der Petitionscommission .

Redakteur : Dr . Duttlinger . Druck und Verlag von Eh . Th . G rvo r .
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